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Sitzungsvorlage

Federführend:
Referat 5

Beteiligt:
51 Stadtjugendamt
Referat 5 - Bereichsleitung Familie, Jugend und 
Senioren

Vorlage- Nr:

Status:

Aktenzeichen:
Datum:
Referent:

VO/2016/0168-R5

öffentlich

04.04.2016
Haupt Ralf

Förderung des Mehrgenerationenhauses Mütterzentrum Känguruh durch 
das neue Bundesprogramm ab 2017
Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

12.05.2016 Jugendhilfeausschuss Empfehlung
29.06.2016 Stadtrat der Stadt Bamberg Entscheidung

I. Sitzungsvortrag:

Das Mehrgenerationenhaus Mütterzentrum Känguruh ist ein Ort der Begegnung, an dem Mütter, Väter, 
Omas und Opas in unterschiedlichen Lebenslagen und mit unterschiedlichem Selbstverständnis 
zusammentreffen. In den offenen Treffs entstehen die verschiedensten Angebote, die je nach den 
Interessen der Mitglieder und der Besucher und Besucherinnen des Mütterzentrums organisiert und 
gestaltet werden. Aktionen sind u.a. die Organisation von Babysittern, Nachhilfe, Mittagstisch, Second 
Hand, Haushaltsperlen, Frauentreffs, Alleinerziehenden-Treffs etc.

Im Mittelpunkt des MGH stand seit Beginn immer die Integration von Menschen mit Migration - und 
Fluchtgeschichte. In Zusammenarbeit mit der AWO bietet das MGH Deutschkurse für 
Asylbewerberinnen an. Weitere Nähkurse für Asylbewerberinnen sind geplant.

In den letzten zwei bis drei Jahren standen beim Mütterzentrum Känguruh vor allem die Problematiken 
der Weiterfinanzierung der Mehrgenerationenhäuser und neuer Räumlichkeiten im Mittelpunkt. Die 
Raumproblematik wurde gelöst. Der Heinrich-Weber-Platz 10 wurde das neue Zuhause.
  
Finanzierung des Mehrgenerationenhauses Mütterzentrum Känguruh:

Im Rahmen des Aktionsprogrammes Mehrgenerationenhäuser des Bundesministerium für Familien, 
Senioren, Frauen und Jugend wurden die Mehrgenerationenhäuser in Bayern bisher gefördert. Das 
Aktionsprogramm Mehrgenerationenhäuser läuft in Bamberg, wie in vielen anderen Bayerischen Städten, 
Ende 2016 aus. Derzeit wird das Mütterzentrum Känguruh mit 30.000 Euro von Seiten des Bundes 
gefördert. Auflage ist aber hierbei, dass die Kommune, also die Stadt Bamberg, 10.000 Euro beisteuert. 
Dies erfolgt derzeit durch den Globalansatz des Jugendamtes. Eine weitere Unterstützung erfolgt über das 
Land Bayern im Rahmen der Förderung von Mütterzentren.

Ein neues Bundesprogramm für Mehrgenerationenhäuser wird von Seiten des Bundesministeriums für 
Familien, Senioren, Frauen und Jugend derzeit aufgelegt. Das MGH Mütterzentrum Känguruh wird sich 
hierfür selbstverständlich bewerben. Die Kommune wird hier auch in Zukunft – wie bisher – als 
Kofinanzierung 10.000 Euro jährlich bereitstellen müssen. Des Weiteren wird ein Stadtratsbeschluss 
benötigt, in dem sich die Stadt Bamberg zum MGH mit seinen konzeptionellen Überlegungen (siehe 
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Anlage 2) bekennt.

II. Beschlussvorschlag:

Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Stadtrat folgende Beschlussfassung:

1. Der Stadtrat nimmt vom Bericht der Verwaltung Kenntnis.
2. Der Stadtrat spricht sich auch weiterhin für das Mütterzentrum Känguruh als Mehrgenerationenhaus 

(=MGH) aus und bekennt sich zu diesem.
3. Der Stadtrat stimmt den konzeptionellen Überlegungen zur Einbindung des MGH in die 

kommunalen Planungen zur demographischen Entwicklung zu und beauftragt die Verwaltung, mit 
dem MGH Mütterzentrum Känguruh diese weiterzuentwickeln und zu koordinieren.

4. Der Stadtrat beauftragt die Verwaltung, jährlich 10.000 Euro als Kofinanzierung zu den 
Haushaltsberatungen anzumelden.

III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

1. keine Kosten 
X 2. Kosten in Höhe von 10.000 Euro für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im 

geltenden Finanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 

Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender 
Deckungsvorschlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:

In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n:

-1- Informationsblatt Bundesprogramm Mehrgenerationenhäuser
-2- Konzeption MGH Mütterzentrum

Verteiler:
51 – zur weiteren Verwendung
20/200 – Beschlüsse
20/200 - Vormerkung
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Informationen zum 

Bundesprogramm Mehrgenerationenhaus 

(Stand 26.02.2016) 

 

I.  Ausrichtung und Zielsetzungen des neuen Bundesprogramms ab 2017 

1. Grundsätzlicher Erhalt der bisherigen MGH‐Standorte und Trägerschaften 

Die MGH leisten eine erfolgreiche und wertvolle Arbeit in den Kommunen und haben sich 

in den 10 Jahren ihres Bestehens vor Ort zu unverzichtbaren Instrumenten zur  

- Ergänzung der sozialen Infrastruktur,  

- Bewältigung des demografischen Wandels, 

- Flüchtlingsintegration und Integration von Menschen mit Migrationshintergrund, 

- kommunalem Generationen‐ und Integrationsmanagement und  

- systematischen Verknüpfung zwischen staatlicher Verantwortung und freiwilligem 

Engagement/Bürgerbeteiligung 

entwickelt.  

 Dieses Erfahrungswissen soll gesichert werden. Insbesondere sollen die bisherigen 
MGH‐Standorte und Trägerstrukturen nach Möglichkeit grundsätzlich beibehalten 

werden! 

2. Das neue Bundesprogramm soll ausgerichtet werden auf die Stärkung der Kommunen 

in ihrer Koordinierungsfunktion für die Bewältigung des demografischen Wandels, der 

sozialen Daseinsvorsorge und Sicherstellung der sozialen Infrastruktur sowie kurzfristig 

anstehender Aufgaben, wie z.B. die Flüchtlingsintegration. Der Bund unterstützt die 

Kommunen mit Hilfe des neuen Bundesprogramms zu Förderung von 

Mehrgenerationenhäusern dabei, anstehende Anforderungen als verantwortliche 

staatliche Ebene zu bewältigen. 

3. Die MGH sollen flexibler auf die unterschiedlichen Bedarfe in den Kommunen reagieren 

können. 

 Die MGH‐Angebote orientieren sich an den sehr unterschiedlichen Ausgangslagen der 

Kommunen, die jeweils sehr spezifische Prägungen bzgl. der vorhandenen sozialen 

Infrastruktur aufweisen. Es kann keine Patentrezepte geben.  

 Die MGH sollen mit einer flexibleren Ausrichtung auf die jeweils erforderlichen 

Bedarfe noch stärker zu unverzichtbaren Bestandteilen des kommunalen Angebotes 

werden, um mit ihrer Arbeit die Kommunen noch stärker zu unterstützen. 
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II.  Eckpunkte des Bundesprogramms Mehrgenerationenhaus 

1.  Künftige Schwerpunkte der Arbeit der MGH 

 NEU: Nur noch 2 Schwerpunkte der Arbeit (statt bisher 4 Handlungsschwerpunkte): 

1. Gestaltung des demografischen Wandels 

Die MGH gehören zu den zentralen Maßnahmen der Demografiestrategie der 

Bundesregierung. Sie sollen hier weiterhin den sozialen und gesellschaftlichen 

Zusammenhalt in den Familien, zwischen Kranken und Gesunden und Menschen 

verschiedener Herkunft und die Aktivierung des freiwilligen Engagements und der 

Zivilgesellschaft stärken.  

Der Schwerpunkt Demografie ist ein obligatorischer Schwerpunkt, soll jedoch – für 

größtmögliche Flexibilität ‐ nicht mit Vorgaben dahingehend untersetzt werden, in 

welchem Handlungsbereich die MGH tätig werden müssen; möglich sind die Bereiche 

Alter und Pflege, aber auch Vereinbarkeit Familie‐Beruf / Familie–Pflege, 

familienorientierte Angebote in kinderreichen Kommunen, Erhöhung der 

Arbeitsmarktnähe und Integration in Ausbildung und Beschäftigung etc. 
 

2. Integration von Menschen mit Migrations‐ und Fluchtgeschichte 

Dies ist ein zusätzlicher fakultativer Schwerpunkt. Kommunen, in denen es bereits 

umfassende Angebote zur Integration von Menschen mit Migrationshintergrund (z.B. 

Migrationsberatungsstellen/Jugendmigrationsdienste) und zur Flüchtlingsintegration 

gibt, müssen diesen Schwerpunkt nicht umsetzen. 
 

 Einführung von 3 Querschnittszielen: 

1. Generationenübergreifende Arbeit 

Hauptanliegen der Arbeit soll die Verknüpfung und das soziale Miteinander 

zwischen den Generationen bleiben. Dies sollte die Angebote der MGH insgesamt 

prägen. 

2. Einbindung von freiwilligem Engagement 

Die MGH stärken das freiwillige Engagement durch hauptamtlich Tätige, welche 

freiwillig Engagierte gewinnen, unterstützen und begleiten. 

3. Sozialraumorientierung (NEU) 

Die MGH sollen mit ihrer Arbeit in den Sozialraum ausstrahlen, den Sozialraum im 

Sinne seiner Bewohnerinnen und Bewohner gestalten und Kooperationen mit allen 

erforderlichen Partnern eingehen und pflegen. Die Arbeit der MGH soll in die 

kommunalen Bemühungen zur Gestaltung des Sozialraums eingebunden werden. 

2. Umsetzung auf kommunaler Ebene 

 Der Bund will die Kommunen bei der Bewältigung des demografischen Wandels und 

der Integration von Menschen mit Migrations‐ und Fluchtgeschichte stärken. Den 
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Kommunen wird mit dem neuen Bundesprogramm eine Infrastruktur an die Hand 

gegeben, die sich in der Vergangenheit als erfolgreiches Instrument u.a. zur 

Zusammenführung der Generationen, Bewältigung aktueller gesellschaftlicher 

Herausforderungen, Einbindung von freiwillig Engagierten und Beförderung der 

Teilhabe bewährt hat.  

 NEU: Die Verknüpfung von Kommune und MGH soll einerseits (wie bisher) durch 

eine kommunale Kofinanzierung in Höhe von jährlich 10.000 €, andererseits durch 

einen Beschluss der kommunalen Vertretungskörperschaft verstärkt werden, der 

ein Bekenntnis zum MGH und konzeptionelle Überlegungen zur Einbindung des 

MGH in die kommunalen Planungen zur demografischen Entwicklung im Sozialraum 

beinhaltet. 

3. Förderung, Mitteleinsatz, Eigenanteil 

 Längerfristige Förderung 

Das Bundesprogramm Mehrgenerationenhaus soll zunächst vier Jahre (von 2017 bis 

2020) laufen. Die MGH sollen mehr Planungssicherheit erhalten. Die Träger der MGH 

(Kommunen oder freie Träger) stellen einen Antrag für 4 Jahre. Es erfolgt eine 

Förderzusage für den Zeitraum 2017‐2020 unter folgenden Vorbehalten:  

 Zweckgemäßer Mitteleinsatz,  

 Kommunale Kofinanzierung, 

 Beschluss der Vertretungskörperschaft, 

 entsprechende jährliche Haushaltsbeschlüsse des deutschen Bundestags 

 Flexiblere Gestaltung des Bundeszuschusses 

▪ Eine Regelung zum Verhältnis Personal‐/Sachkosten (bisherige Begrenzung der 

Personalkosten auf max. 20 T€) entfällt. 

▪ Die Kofinanzierung/Eigenanteil von Kommune/Landkreis/Land soll ebenfalls flexibel 

als Personal‐ oder Sachkosten eingesetzt werden können. 

Hintergrund: Sachkosten sind für die MGH leichter akquirierbar. 

 

III. Umstrukturierung von MGH‐Beratung/Begleitung/Wissenstransfer  

Quantitativ weniger Angebote auf Bundesebene, dafür stärkerer regionaler Austausch in 

eigener Verantwortung. 
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